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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Präsidenten  

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

 

in Anwesenheit der Vizepräsidentin  

Dr. Verena MADNER  

 

und der Mitglieder 

Dr. Markus ACHATZ, 

Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 

Dr. Andreas HAUER, 

Dr. Christoph HERBST, 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Georg LIENBACHER, 

Dr. Michael MAYRHOFER, 

Dr. Michael RAMI, 

Dr. Johannes SCHNIZER und 

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 

Mag. Barbara WEIß 

als Schriftführerin,  
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in der Beschwerdesache des ***, vertreten durch die Rechtsanwälte Dr. Roland 

Grilc, Mag. Rudolf Vouk, MMag. Maja Ranc, Mag. Matej Zenz, Karfreitstraße/Ko-

bariska cesta 14/III, 9020 Klagenfurt/Celovec, gegen das Erkenntnis des Landes-

verwaltungsgerichtes Kärnten vom 13. März 2023, Z KLVwG-86/4/2023, in seiner 

heutigen nichtöffentlichen Sitzung beschlossen: 

 

Die Behandlung der Beschwerde wird abgelehnt. 

Begründung 

Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde ablehnen, 

wenn sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder von der Entscheidung die 

Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht zu erwarten ist (Art. 144 Abs. 2 

B-VG). Eine solche Klärung ist dann nicht zu erwarten, wenn zur Beantwortung der 

maßgebenden Fragen spezifisch verfassungsrechtliche Überlegungen nicht erfor-

derlich sind. 

Die vorliegende Beschwerde rügt die Verletzung in näher bezeichneten verfas-

sungsgesetzlich gewährleisteten Rechten, insbesondere im Recht auf Gleichheit 

aller Staatsbürger vor dem Gesetz (Art. 7 B-VG).  

Nach den Beschwerdebehauptungen wären diese Rechtsverletzungen aber zum 

erheblichen Teil nur die Folge einer – allenfalls grob – unrichtigen Anwendung des 

einfachen Gesetzes. Spezifisch verfassungsrechtliche Überlegungen sind zur Beur-

teilung der aufgeworfenen Fragen sowie insbesondere der Frage, ob das Landes-

verwaltungsgericht Kärnten zu Recht das Straferkenntnis bestätigt hat und vom 

Landesverwaltungsgericht Kärnten innerstaatliche einfachgesetzliche Normen 

oder unionsrechtliche Normen anzuwenden waren, insoweit nicht anzustellen 

(VfSlg. 14.886/1997). 

Soweit die Beschwerde aber insofern verfassungsrechtliche Fragen berührt, als die 

Rechtswidrigkeit der die angefochtene Entscheidung tragenden Rechtsvorschrif-

ten behauptet wird, lässt ihr Vorbringen vor dem Hintergrund des vorliegenden 

Falles die behauptete Rechtsverletzung, die Verletzung in einem anderen verfas-

sungsgesetzlich gewährleisteten Recht oder die Verletzung in einem sonstigen 
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Recht wegen Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung als so wenig wahr-

scheinlich erkennen, dass sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat: Es beste-

hen keine Bedenken, dass die Verordnung des Bundesministers für Inneres über 

die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengren-

zen zur Republik Slowenien und Ungarn, BGBl. II 457/2021, gesetzwidrig ergangen 

wäre. § 10 Abs. 2 Bundesgesetz über die Durchführung von Personenkontrollen 

aus Anlaß des Grenzübertritts (Grenzkontrollgesetz – GrekoG), BGBl. 435/1996 er-

mächtigt den Bundesminister für Inneres durch Verordnung zu bestimmen, dass 

für einen bestimmten Zeitraum auch bestimmte Abschnitte der Binnengrenze nur 

an Grenzübergangstellen überschritten werden dürfen; der Grenzübertritt löst 

folglich eine Grenzkontrollpflicht (§ 11 Abs. 1 GrekoG) aus. 

Demgemäß wurde beschlossen, von einer Behandlung der Beschwerde abzusehen 

(§ 19 Abs. 3 Z 1 iVm § 31 letzter Satz VfGG). 

Wien, am 3. Oktober 2024 

Der Präsident: 

DDr. GRABENWARTER 

Schriftführerin: 

Mag. WEIß 
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